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Einführung

Beamte1 galten von jeher als diejenige gesellschaftliche Gruppe, welche am
stärksten sozial gesichert ist.2 Dies vorschnell als nicht gerechtfertigtes Son-
derprivileg zu diffamieren,3 verkennt den historischen Kontext und die
verfassungsrechtlichen Vorgaben. Der Beamtenstatus ist gerade kein per-
sönliches Privileg,4 sondern mit Pflichten verbunden. Ein „Rosinenpi-
cken“ lässt das Beamtenverhältnis nicht zu.5 Nichtsdestoweniger ist die
Forderung nach der Einführung einer auch Beamte einbeziehenden „Bür-
gerversicherung“ ein sozialpolitischer Dauerbrenner.6 Auch in der rechts-
wissenschaftlichen Literatur finden sich hierzu zahllose Abhandlungen.7
Eine weitere soll mit der vorliegenden Arbeit nicht hinzukommen. Gegen-
stand der Untersuchung ist vielmehr die allgemeine Krankenversiche-
rungspflicht, die in Deutschland durch die Gesundheitsreform von 2007
eingeführt worden ist und auch Beamte erfasst. Sie ist die zweite obligato-
rische Eigenversicherung nach der Pflegeversicherungspflicht. Letztere war
zuvor bereits verfassungsgerichtlich gebilligt worden. Und auch die gegen
die Gesundheitsreform 2007 erhobenen Verfassungsbeschwerden wies das
BVerfG mit Urteil vom 10. Juni 20098 zurück. In den Verfahren ging es
hauptsächlich um die Grundrechte der privaten Krankenversicherungsun-
ternehmen. Mit den beamtenverfassungsrechtlichen Implikationen der all-

1 Die Verwendung des sog. generischen Maskulinums dient ausschließlich der besse-
ren Lesbarkeit. Erfasst sind stets nicht nur beide, sondern alle natürlichen Ge-
schlechter, vgl. BGH, NJW 2018, 1671 (1674). Diese Selbstverständlichkeit sollte ei-
gentlich nicht explizit erwähnt werden müssen.

2 W. Leisner, Beamtensicherung zwischen Beihilfe und Krankenversicherung, 1978,
S. V.

3 So etwa Lenze/Zuleeg, NZS 2006, 456 (459).
4 BVerfGE, 121, 205 (221).
5 BVerfG, NVwZ 2018, 1121 (1130).
6 Depenheuer, NZS 2014, 201; noch plakativer Kingreen, NZS 2017, 841: Die Bürger-

versicherung sei eine „Untote“, die alle vier Jahre – zu Wahlkampfzeiten – zu den
Lebenden zurückkehre; im Übrigen gilt dies auch für die Forderung nach einer
Einbeziehung der Beamten in die Rentenversicherung, vgl. etwa jüngst Zähle, NZS
2019, 41 ff.

7 Etwa Brall/Voges, Modell Bürgerversicherung 2005; Brandt, Bürgerversicherung,
2014; Schräder, Bürgerversicherung und Grundgesetz, 2008.

8 BVerfGE 123, 186 = NJW 2009, 2033 = DVBl 2009, 904 = NZS 2009, 436.
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gemeinen Krankenversicherungspflicht hat sich das Gericht bislang nicht
beschäftigt. Auch die verfassungsrechtliche Diskussion im Schrifttum
drehte sich hauptsächlich um die Grundrechte der Versicherer.9 Eine ei-
genständige Prüfung der neuen Versicherungspflicht auf ihre Verfassungs-
mäßigkeit hin wurde in manchen Untersuchungen sogar explizit ausge-
schlossen.10 Eine Betrachtung der Versicherungspflicht ist folglich insge-
samt zu kurz gekommen.11 Insbesondere fehlt bislang eine spezifische be-
amtenrechtliche Betrachtung der allgemeinen Krankenversicherungs-
pflicht. Überdies fordern jüngste Aussagen im Schrifttum, wonach spätes-
tens seit den Entscheidungen des BVerfG zur Pflege- und Krankenversiche-
rungspflicht auch für Beamte „unbestritten“ sei, dass Versicherungspflich-
ten nicht gegen Art. 2 Abs. 1 GG und eventuell Art. 33 Abs. 5 GG versto-
ßen würden,12 geradezu zum Widerspruch heraus.

Gegenstand der Untersuchung

Allgemeine Krankenversicherungspflicht

Seit dem 1. Januar 2009 sind gemäß § 193 Abs. 3 VVG alle Personen, die
weder gesetzlich krankenversichert sind noch einem dritten Sicherungssys-
tem angehören, verpflichtet, eine Krankheitskostenversicherung bei einem
privaten Krankenversicherungsunternehmen abzuschließen und aufrecht-
zuerhalten. Manche sprechen daher von der „Krankenversicherungspflicht
für alle“13. In Abgrenzung zur Versicherungspflicht in der Gesetzlichen
Krankenversicherung, die ebenfalls als Krankenversicherungspflicht apo-
strophiert wird, welche aber strikt zu unterscheiden ist,14 wird bei § 193
Abs. 3 VVG auch teilweise von einer „privaten“ Versicherungspflicht ge-
sprochen, auch wenn es sich in beiden Fällen um gesetzliche Verpflichtun-

A.

I.

9 Vgl. etwa die Abhandlungen von Musil, NZS 2008, 113 ff. und Wilms, ZVersWiss
2011, 325 ff.

10 Beispielsweise Thüsing/von Medem, Vertragsfreiheit und Wettbewerb in der PKV,
2008, S. 26.

11 So auch Wallrabenstein/Bourcarde, MedR 2008, 415.
12 Bieback, NZS 2018, 715 (719).
13 Dettling, GesR 2017, 483 (487).
14 Hierzu mahnt Bieback, Sozial- und verfassungsrechtliche Aspekte der Bürgerversi-

cherung, 2. Aufl. 2014, S. 95.

Einführung
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gen handelt.15 Rechtstechnisch am zutreffendsten wäre von einer „Pflicht
zur Versicherung“16 zu sprechen. Am häufigsten findet sich aber der Be-
griff „allgemeine Krankenversicherungspflicht“, der daher auch in der vor-
liegenden Untersuchung gebraucht werden soll.

Vorsorgefreiheit

Der verfassungsrechtliche Prüfungsmaßstab für die allgemeine Kranken-
versicherungspflicht wird in der vorliegenden Untersuchung mit dem Be-
griff der Vorsorgefreiheit umschrieben. Rechtsprechung und Schrifttum
verwenden diesen Terminus gelegentlich und meinen damit zweierlei.
Zum einen wird die Vorsorgefreiheit als individuelle Freiheitsgewährleis-
tung verstanden, wonach jeder Einzelne frei in seiner Entscheidung sei,
Vorsorge für die Wechselfälle des Lebens zu treffen. Häufiger taucht der
Begriff allerdings im beamtenrechtlichen Kontext auf. Die Vorsorgefrei-
heit besage, dass der Beamte in der Wahl seiner Krankenvorsorge frei sei,
also in eigener Verantwortung darüber entscheide, in welchem Umfang,
bei welchem Versicherungsunternehmen, zu welchen Versicherungsbedin-
gungen und mit welcher eigenen Beitragsverpflichtung er Vorsorge treffen
oder ob er anstelle einer Versicherung Rücklagen für den Krankheitsfall
bilden wolle. Verbunden wird dies meist mit der verkürzten Aussage, dass
der beamtenrechtliche Grundsatz der Vorsorgefreiheit vom BVerwG ent-
wickelt worden sei, das BVerfG aber bislang stets offenlasse, ob ein so ver-
standenes Prinzip zu den hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamten-
tums im Sinne des Art. 33 Abs. 5 GG gehöre.17

Forschungsfrage

Prophetisch nahm das BSG bereits 1984 die aus diesen beiden Punkten re-
sultierende zentrale Frage vorweg. Der erkennende Senat ließ damals of-
fen, ob das Prinzip der Vorsorgefreiheit zu den hergebrachten Grundsät-
zen des Berufsbeamtentums gehöre, oder „ob nicht auch für Beamte – ähn-
lich wie für andere abhängig Beschäftigte – eine bestimmte Art der Krank-

II.

B.

15 Schüffner/Franck, in: Sodan, HdB Krankenversicherungsrecht, 3. Aufl. 2018, § 43
Rn. 40 f.

16 BT-Drs. 16/4247, S. 67.
17 Etwa Ruland, JuS 2002, 934.
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heitsvorsorge gesetzlich vorgeschrieben werden könnte, etwa durch Ein-
führung einer Versicherungspflicht“18. In der Vergangenheit war die Frage
nur theoretischer Natur, weil ohnehin nahezu alle Beamte krankenversi-
chert waren.19 Die Bundesregierung der 18. Legislaturperiode war jeden-
falls der Ansicht, dass die Einführung einer Versicherungspflicht für Beam-
te in der gesetzlichen Krankenversicherung dem beamtenrechtlichen
Grundsatz der Vorsorgefreiheit widersprechen würde.20 Der Gesundheits-
reformgesetzgeber sah in der Versicherungspflicht in der privaten Kran-
kenversicherung demgegenüber kein solches Problem. Die Frage, ob eine
allgemeine Krankenversicherungspflicht für Beamte, wie sie seit 2009 in
§ 193 Abs. 3 VVG normiert ist, mit einem möglicherweise verfassungs-
rechtlich abgesicherten beamtenrechtlichen Grundsatz der Vorsorgefrei-
heit aus Art. 33 Abs. 5 GG vereinbar ist, ist allerdings nach wie vor unge-
klärt.

Gang der Darstellung

Hierzu wird die historische Entwicklung der Krankenversorgung der Be-
amten zu untersuchen sein, weil sich hergebrachte Grundsätze des Berufs-
beamtentums nach der Rechtsprechung des BVerfG wesentlich über die
Tradition definieren. Das erste Kapitel zeichnet daher die Krankenversor-
gung der Beamten von den Anfängen des modernen Beamtentums und
der Systeme sozialer Sicherung bis zum status quo nach. Die geschichtliche
Darstellung, die nicht lediglich schmückendes Beiwerk ist, findet sich zwar
chronologisch zu Beginn der Arbeit im ersten Kapitel. Sie ist jedoch stets
im Hinblick darauf zu lesen, dass sie für die Frage, ob ein hergebrachter
Grundsatz vorliegt oder nicht, entscheidend ist. Das zweite Kapitel widmet
sich, gleichsam als Abschluss der historischen Entwicklung, der 2009 ein-
geführten allgemeinen Krankenversicherungspflicht. Um der Bedeutung
für die vorliegende Untersuchung gerecht zu werden, erfolgt die ausführli-
che Darstellung von Normgehalt, Sinn und Zweck sowie Entstehungsge-
schichte des § 193 Abs. 3 VVG in einem eigenständigen Kapitel. Anschlie-
ßend werden im dritten Kapitel Gehalt und Bedeutung der hergebrachten
Grundsätze des Berufsbeamtentums im Sinne von Art. 33 Abs. 5 GG und
die Dogmatik – oder besser Kasuistik – des BVerfG hierzu erläutert. Der

C.

18 BSGE 58, 1 (3).
19 Vgl. bereits Unverhau, ZBR 1995, 93 (95).
20 BT-Drs. 18/11738, S. 9.
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